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Beschlussvorlage 
 Drucksache-Nr. 

21.120 
  
Dienststelle Datum 

  

Fachgebiet Stadtplanung 16.03.2021 

 
Beratungsfolge öff nichtöff. Sitzungstermin  

Bau- und Umlegungsausschuss X  17.06.2021 1 

Gemeinderat X  28.06.2021 1 

  
Betreff 
 

Bebauungsplan "Untere Schlossbergtangente - 1. Teilbereich, Hotelanlage Bal-
zenberg" 
a) Einleitungsbeschluss des Aufhebungsverfahrens 
b) Beschluss über die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
 

Beschlussvorschlag 

 
a) Der Gemeinderat beschließt, das Verfahren zur Aufhebung des Bebauungspla-

nes „Untere Schlossbergtangente – 1. Teilbereich, Hotelanlage Balzenberg“ aus 
dem Jahre 1993 einzuleiten. 
 

b) Der Gemeinderat beschließt, die Verwaltung mit der Durchführung der frühzeiti-
gen Unterrichtung der Öffentlichkeit zu beauftragen. 

 

Beratungsergebnis 
 
 

Gremium 
 
 

Sitzung am 
 

TOP 
 

Einstimmig Mit Stimmen-
mehrheit 

Anzahl 
Ja 
 

Anzahl 
Nein 

Anzahl 
Enthaltungen 

Laut Beschluss-
vorschlag 

Abweichender Be-
schluss 

(siehe Protokoll) 
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Hat die Beschlussvorlage finanzielle Auswirkungen oder werden Finanzmittel  
bewirtschaftet?  nein  ja, weitere Ausführungen 
 

Es handelt sich um einen    Grundsatzbeschluss (Kostenschätzung) 
       Baubeschluss (Kostenberechnung) 
 

Gesamtkosten/-einnahmen der Maßnahme insgesamt:       
Kosten/Einnahmen der Maßnahme im Haushaltsjahr:  2400,00 
 

Ist die Maßnahme im Haushaltsplan veranschlagt? 
 ja, Haushaltsansatz insgesamt: 240.000 bei 

   Sachkonto:     443610000  
   Kostenstelle / Investition:   261000000 
 Ist der Ansatz ausreichend bzw. werden die geplanten Einnahmen erreicht? 
   ja  nein, überplanmäßige Auszahlung 
   Höhe von            
   Deckung bei  
   Sachkonto:           
   Kostenstelle / Investition:         
   erwartete Mindereinnahme:        

 nein: Ist eine außerplanmäßige Auszahlung erforderlich? 
  nein   ja bei  
   Sachkonto:           
   Kostenstelle / Investition:         
  Deckung durch  
   Sachkonto:           
   Kostenstelle / Investition:         
 

Auswirkungen auf künftige Ergebnishaushalte, gibt es jährliche Folgekosten? 
 nein  ja, Personalkosten        

    Sachkosten         
    Abschreibungen        
 

Feststellungen zur Wirtschaftlichkeit der Maßnahme (Raumprogramme, Kennzahlen, u.ä.): 

      

 

Gibt es eine Gegenfinanzierung (Zuweisungen, Zuschüsse, Förderprogramme)?  
 nein  ja, 

  Name:        
  Höhe:         
  Sachkonto        
  Kostenstelle         
Ist die Gegenfinanzierung dauerhaft? 

 nein  ja 
 

Ergänzende Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen: 
      

 

Auswirkungen auf den Klimaschutz:       positiv  keine  negativ 
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Kurzbeschreibung des Sachverhalts: 
 
Mit Datum vom 04.05.2021 liegt ein interfraktioneller Antrag der Fraktionen Bündnis 
90/Die Grünen, CDU, SPD, FBB und Freie Wähler auf Aufhebung des Bebauungsplanes 
(siehe Anlage 4) vor. 
 
Der Bebauungsplan mit seinem ausgewiesenen Baufeld, der geplanten Gebäudehöhe 
sowie nicht den aktuellen gesetzlichen Grundlagen entsprechenden Festsetzungen 
ist aus der Zeit gefallen. 
 
 
Ausführliche Begründung 
 
Im Zusammenhang mit Gesprächen zwischen Verwaltung, Grundstückseigentümerin und 
Vorhabenplaner und –träger wurden Pläne für die Bebauung des so genannten „Vogel-
Hartweg-Areals“ vorgelegt. Nachdem eine Vorgängerplanung des Architekten Daniel Li-
beskind dem Gestaltungsbeirat vorgelegt wurde, wurde mit den aktuellen Planungen 
ebenso verfahren und die Empfehlung des Gestaltungsbeirates am 17.02.2021 zu diesen 
Entwürfen eingeholt: 
 
„Der Gestaltungsbeirat hat sich sehr eingehend mit der Situation vor Ort, den landschaft-
lichen, topografischen und städtebaulichen Rahmenbedingungen und der Planungshis-
torie auf diesem Grundstück befasst. Für den Bereich des angefragten Grundstücks be-
steht ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan aus dem Jahre 1993. Dieser sieht zwei 
Baufelder beidseits der Leopoldstr./Unteren Schlossbergtangente vor. Nachdem für das 
östliche Baufeld aktuell naturschutzrechtliche Restriktionen bestehen, ist dieses Baufeld 
mit neuen Konzeptionen nicht mehr nutzbar. Außerdem wurden bei der damaligen Aus-
formung des westlichen Baufeldes und der geplanten Höhenentwicklung des zugrunde 
gelegten Baukörpers die Kaltluftströme von Norden hinab in die Stadt nicht beachtet.  
Baden-Baden hat sich in seiner städtebaulichen Expansion sehr stark entlang des Tal-
raumes der Oos und den seitlichen Tälern entwickelt. Die Hügelkuppen wurden ur-
sprünglich nur von landesherrlichen Gebäuden besetzt, im Zuge der Entwicklung zur 
Kurstadt im 19. Jahrhundert haben sich bedeutende Villenviertel auch in die angrenzen-
den Hanglagen ausgedehnt. Heute gibt es nur noch ganz wenige Hangfüße deren grüne 
Wiesen und Wälder parkartig bis an die dichte als geschlossen anzusehende Bebauung 
heranreichen.  
Die Situation entlang der Balzenbergstraße mit der aus dem Tal einmündenden Leopold-
straße ist eine davon und wird seitens des Gestaltungsbeirates daher als eine sehr wich-
tige stadt- und landschaftsräumliche Situation erachtet. Hier ist die grüne Lunge des Na-
turraums direkt an die sehr geschlossene Stadtkante geführt. Dabei zeigt sich die erste 
Hangterrasse oberhalb des Talraums der Oos als mit Solitärbäumen bestandene Wie-
senfläche bevor dann die dichter bewaldeten Hänge ansteigen.  
Das eigentliche Grundstück ist topografisch sehr bewegt, dies wird durch den alten Be-
bauungsplan auch nicht beachtet. Die einzigen flacheren Grundstückteile befinden sich 
beidseitig der Leopoldstraße, sie wurden für die noch bis vor hundert Jahren sich dort be-
findliche Turn- und Festhalle sowie die gegenüber liegende Schießstätte erst geschaffen 
und aus dem sicher vorher noch stark eingegrabenen Talraum des Benzenwinkelbaches 
herausgeschnitten. Die beiden Bauwerke sind seit langem abgängig. Im südlichen 
Grundstücksbereich ist zudem ein sehr hochwertiger Baumbestand zu finden.  
Der Gestaltungsbeirat empfiehlt daher eindringlich von einer Neubebauung dieses Frei-
raumes abzusehen und die hochwertige für Baden-Baden bedeutsame Situation des di-
rekten Übergangs zwischen Stadt und Landschaftsraum zu erhalten. Gerade für die sehr 
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dichte Bebauung entlang der Oos ist der Grünraum sehr wichtig und dessen unmittelbare 
Heranführung an die Stadt entscheidend.  
Eine Bebauung auch mit kurörtlicher Nutzung wird daher nicht befürwortet.“ 
 
Nachdem bereits in der Sitzung des Gestaltungsbeirats von einzelnen Mitgliedern des 
Gemeinderates vorgetragen wurde, dass man sich eine Rücknahme des Baurechtes aus 
dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan vorstellen könne, wurde in der Sitzung des 
Bau- und Umlegungsausschusses nichtöffentlich über die vorgelegten Planungen bera-
ten und das Verfahren zur Aufhebung eines Bebauungsplanes vorgestellt. 
 
Die über 28-jährige Erfahrung mit dem Bebauungsplan spricht dafür, dass sich die Nut-
zung nur dann wirtschaftlich umsetzen lässt, wenn unmaßstäbliche Kubaturen einer künf-
tigen Bebauung zugelassen werden. Bisherige Versuche der Umsetzung sind stets ge-
scheitert. In diesem Zusammenhang sei auch an die Planungen des Architekten Daniel 
Libeskind für den beantragten Bereich erinnert. 

 
Im Hinblick auf den Artenschutz gelten aktuell deutlich verschärftere Vorschriften insbe-
sondere bezüglich zu treffender CEF-Maßnahmen. Das Gleiche gilt für die Berücksichti-
gung klimatologischer und naturschutzfachrechtlicher Belange. 
 
Ein Aufhebungsverfahren soll deshalb eingeleitet werden.  
 
Verfahrensablauf: 
Ein Bebauungsplan-Aufhebungsverfahren läuft genauso ab wie ein Bebauungsplanauf-
stellungsverfahren. 
Das Aufhebungsverfahren für einen Bauleitplan ist grundsätzlich auch dann anwendbar, 
wenn ein Bebauungsplan unwirksam ist. Dabei ist zu beachten, dass ein unwirksamer 
Bebauungsplan aus Gründen der Rechtsklarheit aufgehoben werden soll. Rechtsgrund-
lage für die Aufhebung eines wirksamen wie auch eines unwirksamen Bebauungsplans 
ist § 1 Abs. 8 BauGB.  
Die Aufhebung von Bauleitplänen muss in jenen Fällen nicht mithilfe des Aufhebungsver-
fahrens geregelt werden, in denen ein neuer Bebauungsplan aufgestellt und der bis da-
hin geltende durch den neuen aufgehoben werden soll. 
Es ist eine Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung durchzuführen, bei der auch die Ei-
gentümerin gehört wird. Die Planungsschranke des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB gilt ebenso 
wie das Abwägungsgebot auch für die Aufhebung eines Bebauungsplans. Die Aufhe-
bung eines Bebauungsplans kann dabei grundsätzlich ein legitimes Planungsziel sein.  
  
Da Bebauungspläne eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleisten sollen, ist 
es im Allgemeinen unumgänglich, mit ihrer Aufhebung zugleich darüber zu entscheiden, 
welche städtebauliche Ordnung - die planersetzenden §§ 34, 35 BauGB  
oder ein neuer Bebauungsplan - an die Stelle der mit dem Plan vor dem Aufhebungsbe-
schluss beabsichtigten Ordnung treten soll. Der bloße Verweis der Gemeinde auf die 
Geltung der §§ 34, 35 BauGB reicht nicht in jeder Planungssituation aus, um der 
Planaufhebung eine städtebauliche Rechtfertigung zu verschaffen.  
  
Auch der Aufhebung eines Bebauungsplans muss wegen ihrer Eingriffsqualität eine ord-
nungsgemäße Abwägung der abwägungsrelevanten Belange vorausgehen. Sie muss 
durch einen hinreichend gewichtigen städtebaulichen Grund gerechtfertigt sein.  
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Weiteres Vorgehen: 
Wie oben dargestellt, soll ein Aufstellungsbeschluss für ein Aufhebungsverfahren einge-
leitet werden. Hierbei erscheinen die bei Aufhebung eines Bebauungsplans geltenden 
Planersatzvorschriften der §§ 34, 35 BauGB als ausreichende Plankonzeption, eine ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten und der Gefahr einer regelungslo-
sen Bebauung im Aufhebungsgebiet entgegen zu wirken. Im Rahmen der Träger und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung können neben den schon vorhandenen Informationen ggf. weitere 
Erkenntnisse auch zu privaten Belangen gewonnen werden, die als Belange für eine Ab-
wägungsentscheidung wesentlich sind. Im Zusammenhang mit der Abwägungsentschei-
dung ist auch die Frage von Entschädigungsansprüchen zu erörtern.  
 
Anlagen: 
 
Anlage 1 Klimatologische Stellungnahme Ing. Büro Lohmeyer, 2017 
Anlage 2 Planung Dr. Prina_GBR-Sitzung 17.02.2021 
Anlage 3 Interfraktioneller Antrag Aufhebung Bebauungsplan, 04.05.2021
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